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Volksinitiative „für ein gesundes Klima“

Eine gesunde Initiative für das Klima, 
aber auch für die Beschäftigung
Travail.Suisse unterstützt die Klimainitiative vorbehaltlos. Sie wirkt sich nicht nur positiv auf das Klima aus, sondern ermöglicht auch die Schaffung von mindestens 100’000 neuen Arbeitsplätzen durch Energiesparmassnahmen und die Entwicklung sauberer Energien.
Das Ziel der von den Grünen und anderen Organisationen lancierten Volksinitiative „für ein gesundes Klima“ besteht darin,  die Treibhausgas-Emissionen bis zum Jahr 2020 gegenüber dem Stand von 1990 um mindestens 30 Prozent zu senken, was durchaus realistisch ist. Es ist möglich, dieses Ziel zu erreichen, wenn der politische Wille vorhanden ist. Es wäre übrigens gar nicht so abwegig, wenn der Bundesrat selbst ein solches Ziel verfolgte, denn die Europäische Union (EU) verabschiedete eine Verfügung, mit der sie sich verpflichtet, ihre Treibhausgas-Emissionen bis zum Jahr 2020 um 20 Prozent zu senken.
Nicht nur ein notwendiges, …

Das Ziel von 30 Prozent liegt somit nicht viel über jenem der EU. Ausserdem kündigten manche EU-Länder bereits Ziele an, die mit jenem der Initiative vergleichbar sind. So strebt Deutschland eine Reduktion um 40 Prozent an, und Schweden hat beschlossen, das fossile Zeitalter bis 2020 ganz hinter sich zu lassen. Das Land wird zu diesem Zweck 15 Milliarden Euro in die Biotreibstoffe investieren.

Wenn die schlimmsten Folgen der Klimaerwärmung verhindert werden sollen, darf der globale Temperaturanstieg 2 Grad nicht übersteigen. Um dies zu erreichen, müssen die Treibhausgas-Emissionen bis 2050 um die Hälfte gesenkt werden. Aus dieser Sicht stellt die Reduktion um 30 Prozent bis 2020 lediglich einen Schritt auf dem Weg zu einem noch höher gesteckten Ziel dar.
… sondern auch ein erreichbares Ziel
Das Ziel der Initiative kann erreicht werden! Denn es gibt in der Schweiz ein enormes Potenzial für die Senkung der Treibhausgas-Emissionen. Dieses Potenzial kann einerseits durch eine Verminderung des Energieverbrauchs und andererseits durch die Entwicklung erneuerbarer Energien ausgeschöpft werden.
Am meisten Energie kann durch die Sanierung von Gebäuden gespart werden, denn die Gebäude machen nahezu die Hälfte des gesamten Energieverbrauchs aus, und ihr Energiesparpotenzial liegt bei etwa 40 bis 50 Prozent bis 2035. Dieses Potenzial kann aber nur ausgeschöpft werden, wenn man ein gross angelegtes Sanierungsprogramm für den gesamten Schweizer Gebäudepark auf die Beine stellt und sich nicht nur auf die Neubauten beschränkt, denn diese machen jährlich lediglich ein Prozent des gesamten Gebäudeparks aus.
Das Angebot an erneuerbaren Energieformen kann im Laufe der nächsten Jahrzehnte schrittweise verdoppelt werden. Diese Behauptung stammt nicht von einer politischen Partei (in dem Fall wäre sie wohl eher mit Vorsicht zu geniessen), sondern von der sehr seriösen  Schweizerischen Akademie der Technischen Wissenschaften
. Von den erneuerbaren Energien werden in der Schweiz derzeit nur die Wasserkraft und in geringerem Mass die Biomasse umfassend genutzt.
Es besteht ein grosses Entwicklungspotenzial für die Sonnenenergie (Sonnenkollektoren und Photovoltaik). Heute werden in der Schweiz nur 0,3 Prozent der Wärme und 0,3 Prozent des Stroms mit Sonnenenergie produziert. Auch die Holzheizung muss weiter gefördert werden, denn wir verbrauchen jährlich nur etwa 4,5 Millionen m3, obwohl  9 Millionen m3 nutzbar wären. Mit dem Energiepotenzial der Biomasse könnte man 10 Prozent des Energiebedarfs in der Schweiz decken.
Bisher erlaubten die Rahmenbedingungen nicht, im gewünschten Mass Energie zu sparen und erneuerbare Energien zu fördern, dies vor allem, weil die Atom- und Stromlobbys die bürgerlichen Parteien unter Druck setzten. Mit der Klimainitiative können diese Rahmenbedingungen geändert werden, denn die von der Initiative vorgesehene Ausführungsgesetzgebung legt den Schwerpunkt auf die Energieeffizienz und die neuen erneuerbaren Energien.
Die wichtigsten Massnahmen, die getroffen werden müssen, sind die Pflicht zum Minergie-Standard in der ganzen Schweiz und eine Besteuerung der nicht erneuerbaren Energien, deren Ertrag – der über einen Zeitraum von zwanzig Jahren allmählich auf eine Milliarde Franken pro Jahr anwachsen sollte – zur Hälfte für Energiesparmassnahmen (vor allem in den Gebäuden) und zur Hälfte zur Förderung der erneuerbaren Energien (Unterstützung der Forschung und Innovation, Abnahme der erneuerbaren Energien durch die Netzbetreiber zu günstigen Zahlungsbedingungen) eingesetzt wird.
100'000 neue Arbeitsplätze
Eine Milliarde Franken pro Jahr für Energiesparmassnahmen und die Förderung erneuerbarer Energien könnte mittelfristig Investitionen in der Höhe von 10 Milliarden Franken pro Jahr auslösen. Das sind zumindest die Zahlen, die sich aus dem Investitionsbonus für Energieprojekte in den 1990er Jahren oder aus den in der Zeit der Solar-Initiative durchgeführten Berechnungen ableiten lassen. Man geht dabei nämlich von einer Hebelwirkung mit einem Faktor von mindestens 10 aus. Der Investitionsbonus für Energieprojekte löste mit 64 Millionen Franken private und öffentliche Investitionen von etwa 960 Millionen Franken aus. In zwei Jahren schuf man so zwischen 4300 und 4800 Arbeitsplätze.
Mit einem Förderungsprogramm von einer Milliarde Franken würde man jährliche Investitionen von etwa 10 Milliarden Franken auslösen. Wenn man von 10 Arbeitsplätzen pro Million Franken ausgeht, könnte man also etwa 100'000 neue Arbeitsplätze schaffen. Diese Arbeitsplätze wären natürlich auch mit neuen Kompetenzen und neuem Know-how auf allen Gebieten, die mit Umwelttechnologien zu tun haben, verbunden, so dass die Wirtschaft und besonders der Export gestärkt daraus hervorgehen würden.
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